
1. Ausgangssituation:

In diesem aktuellen Rundschreiben werden zentrale As-
pekte aus der verabschiedeten Fassung des Bundestages 
dargestellt. Abschließend fehlt noch die Zustimmung des 
Bundesrates, der voraussichtlich am 07. Mai 2021 hierü-
ber beraten wird. Die Änderungen werden nach der Ver-
kündigung des Gesetzes inkrafttreten. Für die inklusiven 
Hilfen wird die zweite Stufe zum 01. Januar 2024 und 
die dritte Stufe zum 01. Januar 2028 umgesetzt. Wie in 
der gemeinsamen Stellungnahme »Besserer Kinderschutz 
ist Kinderschutz, der bei den jungen Menschen ansetzt 
und bei Familien ankommt!« dargelegt, wird der Tenor des 
Gesetzes im Grundsatz begrüßt und als weiterführender 
Vorschlag zur Änderung im SGB VIII angesehen. Der so-
zialpädagogische Kerngedanke des Kinder- und Jugend-
hilfegesetzes bleibt erhalten und die Beratungs-, Betei-
ligungs- und Beschwerderechte der Adressatinnen und 
Adressaten werden ausgebaut. 

2. Zentrale Regelungsbereiche

Selbstorganisierte Zusammenschlüsse
Im ersten Kapitel SGB VIII (§§ 1 bis 10) wird erstmals auf 
die selbstorganisierten Zusammenschlüsse zur Selbstver-
tretung (§ 4a) eingegangen. Die öffentliche Jugendhilfe 
soll mit ihnen zusammenarbeiten, um Probleme im Ge-
meinwesen zu lösen, innerhalb von Einrichtungen Betei-
ligung zu fördern und auf die partnerschaftliche Zusam-
menarbeit innerhalb der freien Jugendhilfe hinzuwirken. 
Selbstorganisierte Zusammenschlüsse sind solche, die Ad-
ressatinnen und Adressaten der Kinder- und Jugendhilfe 
unterstützend begleiten und fördern wollen. 

Inklusion, Verfahrenslotsinnen und -lotsen
Das Thema der Gleichberechtigung von jungen Menschen 
(§ 9) wird durch die unterschiedlichen Lebenslagen und 
Geschlechter aufgegriffen. Hierzu gehört in Ziffer 4 die 
gleichberechtigte Teilhabe von jungen Menschen mit und 
ohne Behinderung. Im § 7 Absatz 2 (Begriffsbestimmun-
gen) wird darauf eingegangen, dass Kinder, Jugendliche, 
junge Volljährige und junge Menschen mit Behinderun-
gen im Sinne des SGB VIII Menschen sind, die körperliche, 
seelische, geistige oder Sinnesbeeinträchtigungen haben. 
Hiermit ist die Inklusion der Hilfen im SGB VIII ange-

Rundschreiben 2/2019
Weiterentwicklung der Kinder und Jugendhilfe – »SGB-VIII-Reform: Mitreden – Mitgestalten« 1

Bundesverband evangelischer Einrichtungen und Dienste e. V.  •  Flüggestraße 21  •  30161 Hannover  •  www.erev.de

Weiterentwicklung der Kinder- und Jugendhilfe  
»SGB-VIII-Reform: Mitreden –Mitgestalten«
Sehr geehrte Damen und Herren,  
liebe Kolleginnen und Kollegen,

Ausgangssituation
In unserem Rundschreiben 1/2019 haben wir Sie auf 
den aktuellen Prozess im Kontext der Weiterentwick-
lung der Kinder- und Jugendhilfe Mitreden – Mitge-
stalten hingewiesen. 
 Im Rahmen des Prozesses der Arbeitsgruppe wurden 
bisher folgende Themen bearbeitet:
• Wirksamer Kinderschutz und mehr Kooperation
• Unterbringung junger Menschen außerhalb der 

eigenen Familie 

Als Parallelprozess wurde eine wissenschaftliche 
Erhebung zum Thema hochproblematische Kinder-
schutzverläufe: Betroffenen eine Stimme geben in-
itiiert. 

1. Wirksamer Kinderschutz  
und mehr Kooperation  

In der Diskussion zum Thema Kinderschutz und mehr 
Kooperation wurden unter anderem folgende Berei-
che diskutiert:
• Heimaufsicht,
• Kooperation von Kinder-, Jugendhilfe und Ge-

sundheitswesen, 
• Schnittstelle Justiz, 
• Beteiligung, 
• Auslandsmaßnahmen und die Anmerkungen aus 

dem öffentlichen Forum.

Beispielhaft werden wesentliche Punkte aus der 
Diskussion zu diesem Schwerpunkt im Folgenden 
dargestellt. Diese spiegeln nicht die Ergebnisse der 
Arbeitsgruppe, sondern die wesentlichen Diskussions-
stränge wider. 

• Die Weitergabe von Informationen im Kontext 
familienrechtlicher Verfahren muss eine Passung 
zu den schutzbedürftigen Daten der jungen Men-
schen und Familien aufweisen. 

• Auslandsmaßnahmen sind unter der Perspektive 
geeignet und notwendig zu betrachten und nicht 
als letztes »pädagogisches Mittel«.

• Die Definition von »Zuverlässigkeit des Trägers« 
im Kontext der Diskussion zum Thema Heimauf-
sicht ist zu präzisieren und genauer zu fassen.

• Die »Trägerautonomie beim Liquiditätsnachweis« 
ist zu beachten.

• Die Ombudsstellen sind unabhängig und regelhaft 
zu finanzieren. 

• Der Einrichtungsbegriff sollte familienanaloge 
Wohnformen umfassen.

• Grundsätzlich gilt, dass formalisierte Meldever-
fahren im Rahmen des Kinder schutzes die Gefahr 
der Verantwortungsdelegation mit sich bringen.

• Schutzkonzepte für junge Menschen in Gemein-
schaftsunterkünften sind notwendig.

• Überstandardisierungen im Rahmen der Diskus-
sion zum Kinderschutz bringen die Gefahr der 
fehlenden passenden Hilfen mit sich.

• Junge Volljährige sind oft dem Verschiebebahnhof 
zwischen dem SGB VIII und dem SGB XII ausge-
setzt. 

• Der Begriff der Mitwirkungsbereitschaft ist zu 
streichen und hierbei die inklusive Umgestaltung 
der Maßnahmen zu berücksichtigen.

2. Unterbringung außerhalb der eigenen Familie: 
Kindesinteressen wahren – Eltern unterstützen 
– Familien stärken

Im Rahmen der Diskussion wurden folgende Punkte 
• Beteiligung, Beratung und Unterstützung der El-

tern,
• Schutz kindlicher Bindung bei Hilfen außerhalb 

der eigenen Familie, 
• Unterstützung bei Verselbstständigung und Über-

gangsgestaltung  
• Beratung und Unterstützung der Pflegeeltern, 
• Heimerziehung und Inobhutnahmen 
erörtert.

In der Diskussion wurde deutlich, dass aus empiri-
scher Sicht vieles bekannt ist, aber sich die Kennt-
nisnahme von diesen Untersuchungen zum Teil noch 
unzureichend gestaltet. Im Rahmen der Diskussion zu 
Standards im Kontext der Elternarbeit können diese 
der Beziehungsqualität der Arbeit entgegenstehen, 
wenn der Rahmen zu eng gesteckt ist. Die Grenzen 
der Elternarbeit bei fehlenden Möglichkeiten der 
leiblichen Bezugsperson müssen Berücksichtigung 
finden. Die geteilte Zuständigkeit – insbesondere 
bei behinderten Kindern – sollte abgebaut werden, 
damit eine Nachbetreuung auch mit längerfristiger 
Perspektive erfolgen kann. Die Rückführung ist nicht 
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Sehr geehrte Damen und Herren,
liebe Kolleginnen und Kollegen,

sprochen. Im Kontext der Umsetzung der Inklusion wurde 
oftmals kritisiert, dass die Änderungen im § 10 (Verhältnis 
zu anderen Leistungen und Verpflichtungen) in Absatz 4 
regeln, dass den Leistungen des SGB VIII die Leistungen 
nach dem SGB IX vorgehen. Welche Auswirkungen erge-
ben sich hieraus auf die Praxis?

Ein weiterer Aspekt, der ebenfalls neu eingeführt wurde, 
ist der § 10b (Verfahrenslotsinnen und -lotsen). Hieran 
haben sich im Vorfeld einige Diskussionen entwickelt. Die 
Lotsin oder der Lotse des Verfahrens hat die Aufgabe, die 
Leistungsberechtigten bei der Verwirklichung von Ansprü-
chen auf Leistungen der Eingliederungshilfe unabhängig 
zu unterstützen sowie auf die Inanspruchnahme von 
Rechten hinzuwirken. Die Leistung soll durch den örtli-
chen Träger der öffentlichen Jugendhilfe erbracht werden. 
Wie sollen sich die Verfahrenslotsinnen und -lotsen im 
Kontext der Zuständigkeiten der öffentlichen Träger 
einordnen?

Weitere Grundlagen für die inklusiven Hilfen finden sich 
bereits in der Zielbestimmung der Kinder- und Jugendhil-
fe, mit § 1 Absatz 3 Satz 2 SGB VIII wird es zur Aufgabe, 
die Selbstbestimmung junger Menschen und ihre gleich-
berechtigte Teilhabe am Leben in der Gesellschaft zu för-
dern. Auch in § 8a (Schutzauftrag), § 10a (Beratung), § 11 
(offene Kinder- und Jugendarbeit), § 22a (Förderung in 
Tageseinrichtungen), § 36 (Hilfeplan), § 36b (Zuständig-
keit beim Übergang), § 77 (Kostenübernahme und Quali-
tätsentwicklung bei ambulanten Leistungen), § 79a (Qua-
litätsentwicklung) und § 80 (Jugendhilfeplanung) werden 
Weichen für eine inklusive Leistungserbringung gestellt. 
Für die Ausgestaltung des § 27 Absatz 3 SGB VIII stellt 
sich die Frage: Inwiefern können pädagogische und the-
rapeutische Leistungen zukünftig auch im Hochschul-
kontext erbracht werden und was ist hiermit gemeint?

Schutzauftrag
Neben dem Thema der Inklusion und der Stärkung der 
Selbstvertretung spielt der Schutzauftrag bei Kindes-
wohlgefährdung eine wesentliche Rolle (§ 8a). Hierzu ge-
hören die fachliche Beratung und Begleitung zum Schutz 
der jungen Menschen (§ 8b). Zukünftig ist die Qualifi-
kation der insoweit erfahrenen Fachkraft auch daran zu 
bemessen, inwiefern sie den spezifischen Schutzbedürf-
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nissen von Kindern und Jugendlichen mit Behinderung 
Rechnung tragen kann (§ 8a Absatz 4 SGB VIII). 

Das Jugendamt hat die Erziehungsberechtigten und die 
jungen Menschen in die Gefährdungseinschätzung ein-
zubeziehen, soweit der wirksame Schutz nicht in Frage 
gestellt wird. Die Vereinbarung mit den Trägern von Ein-
richtungen und Diensten soll die Kriterien für die Qualifi-
kation der beratend hinzuziehenden insoweit erfahrenen 
Fachkraft regeln. Es wurde die Verpflichtung aufgenom-
men, dass die Fachkräfte der Träger bei den Erziehungs-
berechtigten auf die Inanspruchnahme von Hilfen hin-
wirken, wenn Sie diese für erforderlich halten und das 
Jugendamt informieren, falls die Gefährdung nicht anders 
abgewendet werden kann.

Ombudsstellen 
Das Thema der Ombudsstellen (§ 9a) war schon in der ver-
gangenen Legislaturperiode von zentraler Bedeutung und 
nun sollen die Länder sicherstellen, dass sich junge Men-
schen und ihre Familien zur Beratung im Zusammenhang 
mit Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe nach § 2 (Leis-
tungen) wenden können. Diese Ombudsstellen arbeiten 
unabhängig und sind fachlich nicht weisungsgebunden. 

Beratung und Sozialraum
Neu eingefügt wurde der § 10a (Beratung). Danach kön-
nen die jungen Menschen, Mütter, Väter, Personensorge- 
und Erziehungsberechtigte, die leistungsberechtigt sind 
oder Leistungen nach § 2 Absatz 2 erhalten, Beratungen 
in Anspruch nehmen, die verständlich nachvollziehbar 
sind und auf Wunsch auch im Beisein einer Person ihres 
Vertrauens möglich sind. Hierbei soll die Beratung die Be-
reiche der Familiensituationen der Leistungen aller Leis-
tungsträger und mögliche Auswirkungen auf Folgen einer 
Hilfe umfassen sowie die Verwaltungsabläufe darstellen. 
Aufgenommen wurde, dass es Hinweise auf Leistungs-
anbieter und andere Hilfsmöglichkeiten im Sozialraum 
und Beratungsangebote geben soll. Zur Beratung gehört 
auch die gegebenenfalls notwendige Hilfe bei der Antrag-
stellung und bei der Klärung weiterer zuständiger Leis-
tungsträger und bei der Inanspruchnahme von Leistungen 
sowie bei der Erfüllung ihrer Mitwirkungspflichten. Im 
Kontext der Inklusion ist es daher notwendig, sich auf die 
unterschiedlichen Zielgruppen einzustellen. Hierbei wird 
in Absatz 3 festgelegt, dass für minderjährige junge Men-
schen nach § 99 des SGB IX die Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe mit Zustimmung der Personensorgeberech-
tigten am Gesamtplanverfahren des SGB IX (§ 117 Ab-
satz 6) teilnehmen. 

Schulsozialarbeit
Die Schulsozialarbeit (§ 13a) wird im zweiten Kapitel 
(§§ 11 bis 41) dargestellt. Die Träger der Schulsozialarbeit 
sollen bei der Erfüllung der Aufgaben mit Schulen zusam-
menarbeiten. Das Landesrecht soll alles Weitere über In-
halt und Umfang regeln.

Gemeinsame Wohnformen für Mütter/Väter und Kinder
Die gemeinsamen Wohnformen für Mütter/Väter und 
Kinder (§ 19) werden dahingehend geändert, dass die Be-
treuung Leistungen umfasst, die die Bedürfnisse der Mut-
ter oder des Vaters sowie des Kindes und seiner Geschwis-
ter gleichermaßen berücksichtigt. Im Vorfeld hat sich der 
EREV gemeinsam mit den Erziehungshilfefachverbänden 
und anderen Organisationen dafür eingesetzt, dass mit 
der Zustimmung des betreuten Elternteils auch der ande-
re Elternteil oder eine Person, die für das Kind tatsächlich 
sorgt, in die Leistung einbezogen werden kann. Dieses soll 
die Einbeziehung in eine gemeinsame Betreuung umfas-
sen, sodass hierunter zukünftig auch Familienkonstellati-
onen fallen. 

Betreuung in Notsituationen
Die Betreuung und Versorgung des Kindes in Notsi-
tuationen (§ 20) regelt, dass Eltern einen Anspruch auf 
Unterstützung bei der Betreuung und Versorgung des im 
Haushalt lebenden Kindes haben, wenn der Elternteil, der 
für die Betreuung des Kindes überwiegend verantwortlich 
ist, aus gesundheitlichen oder anderen zwingenden Grün-
den ausfällt. Das Wohl des Kindes darf nicht durch andere 
Personen sichergestellt werden. Der familiäre Kontext für 
das Kind soll hierbei erhalten bleiben und ehrenamtlich 
tätige Patinnen und Paten können zum Einsatz kommen. 
Die Hilfe soll niedrigschwellig sein und unmittelbar eine 
Inanspruchnahme ermöglichen. Sie kann von einer Erzie-
hungsberatungsstelle oder einer anderen Beratungsstelle 
und Einrichtung nach § 28 zusätzlich angeboten oder ver-
mittelt werden.

Hilfen zu Erziehung und Hilfeplan
Für die Hilfen zur Erziehung (§ 27) sollen unterschied-
liche Hilfearten miteinander kombiniert werden können, 
wobei die Ausbildungs- und Beschäftigungsmaßnahmen 
im Sinne des § 13 hierbei einzuschließen sind und eine 
Kombination mit anderen Leistungen ermöglicht wird. 
Der Gedanke der Inklusion setzt sich bei der Mitwirkung, 
dem Hilfeplan (§ 36) fort. Hier ist sicherzustellen, dass 
die Beratung und Aufklärung in einer verständlichen 
nachvollziehbaren und wahrnehmbaren Form für den 
jungen Menschen erfolgt. Geschwisterbeziehungen sol-
len bei der Aufstellung und Überprüfung des Hilfeplans 
und bei der Durchführung berücksichtigt werden. Für die 
Durchführung der Hilfen sollen andere Personen, Diens-
te und Einrichtungen bei der Aufstellung des Hilfeplans 
und seiner Überprüfung beteiligt werden. Dies trifft auch 
für die Feststellung des Bedarfs der zu gewährenden Art 
der Hilfe und der notwendigen Leistungen nach Inhalt, 
Umfang und Dauer zu, an der die öffentlichen Stellen 
und Sozialleistungsträger, Rehabilitationsträger oder die 
Schule zu beteiligen sind. Soweit die Feststellung des Be-
darfs erforderlich ist und wenn der Hilfezweck nicht in 
Frage gestellt wird, sollen Eltern, die nicht personensor-
geberechtigt sind, an der Aufstellung des Hilfeplans und 
seiner Überprüfung beteiligt werden. Hierbei erfolgt die 
Entscheidung, ob und in welchem Umfang die Beteiligung 
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bei behinderten Kindern – sollte abgebaut werden, 
damit eine Nachbetreuung auch mit längerfristiger 
Perspektive erfolgen kann. Die Rückführung ist nicht 
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erfolgt und im Zusammenwirken mehrerer Fachkräfte 
unter Berücksichtigung der Willensäußerungen und der 
Interessen der jungen Menschen sowie der Personensor-
geberechtigten. 

Zuständigkeit beim Übergang der Hilfen
Im Kontext der Zuständigkeiten beim Übergang (§ 36 b) 
sollen die Kontinuität und Bedarfsgerechtigkeit der Leis-
tungsgewährung sichergestellt werden, indem Sozial-
leistungsträger oder Rehabilitationsträger rechtzeitig im 
Rahmen des Hilfeplans einbezogen werden, um Vereinba-
rungen zur Durchführung des Zuständigkeitsübergangs zu 
treffen. Wenn ein Zuständigkeitsübergang vom Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe auf einen Träger der Eingliede-
rungshilfe erfolgt, muss rechtzeitig im Rahmen des Teil-
habeplanverfahrens nach § 19 SGB IX die Voraussetzung 
für die Sicherstellung einer nahtlosen und bedarfsgerech-
ten Leistungsgewährung geklärt sein. Der Bereich der 
Unterstützung der Pflegeeltern und die Beratung nehmen 
einen Schwerpunkt in der Reform ein. 

Beratung und Unterstützung der Eltern
Im § 37 (Beratung und Unterstützung der Eltern, Zusam-
menarbeit der Hilfen außerhalb der eigenen Familien) 
werden Hilfen nach den §§ 32 bis 34 und 35a gewährt. 
Die Eltern haben einen Anspruch auf Beratung und Un-
terstützung sowie Förderung der Beziehung zum Kind. In 
Absatz 3 wird festgelegt, dass der Inhaber der elterlichen 
Sorge durch eine Erklärung nach § 1688 Absatz 3 Satz 1 
des BGB die Entscheidungsbefugnisse der Pflegepersonen 
gegebenenfalls einschränkt, sodass eine dem Wohl des 
Kindes oder des Jugendlichen förderliche Entwicklung 
nicht mehr möglich ist. In diesem Fall soll das Jugend-
amt beteiligt werden. Dieses trifft auch für sonstige Mei-
nungsverschiedenheiten zwischen ihnen und den Betei-
ligten zu. 

Beratung und Unterstützung der Pflegeperson
Das Thema Pflegesituationen wird auch in § 37a (Bera-
tung und Unterstützung der Pflegeperson) und in § 7b 
(Sicherung der Rechte von Kindern und Jugendlichen in 
Familienpflege) aufgegriffen. Danach hat die Pflegeper-
son vor der Aufnahme des jungen Menschen und während 
der Dauer Anspruch auf Beratung und Unterstützung. 
Das gilt auch in den Situationen, in denen für den jun-
gen Menschen keine Hilfen zur Erziehung oder Eingliede-
rungshilfe gewährt werden und in denen die Pflegeperson 
nicht die Erlaubnis der Vollzeitpflege nach § 44 innehat. 
In den Pflegeverhältnissen soll nach den fachlichen Hand-
lungsleitlinien gemäß § 79a Satz 2 (Qualitätsentwicklung 
in der Kinder- und Jugendhilfe) sichergestellt sein, dass 
ein Konzept zur Sicherung der Rechte des Kindes und des 
Jugendlichen sowie zum Schutz vor Gewalt angewandt 
wird. Das Jugendamt soll gewährleisten, dass die jungen 
Menschen in den Pflegeverhältnissen die Beschwerde-
möglichkeiten haben und überprüfen, ob eine dem Wohl 
des jungen Menschen förderliche Entwicklung bei Pfle-
gepersonen gewährleistet ist. Die Pflegepersonen selbst 

müssen das Jugendamt über wichtige Ereignisse unter-
richten, die das Wohl des jungen Menschen betreffen. Im 
Rahmen einer ergänzenden Bestimmung zur Hilfeplanung 
bei Hilfen außerhalb der eigenen Familie (§ 37c) wird 
festgelegt, dass prozesshaft die Perspektive der Hilfe ge-
klärt werden soll. Diese ist im Hilfeplan zu dokumentieren. 

Auslandsmaßnahmen
Einen breiten Bereich nimmt auch die Regelung zur Zuläs-
sigkeit von Auslandsmaßnahmen (§ 38) ein. Hilfen sollen 
in der Regel im Inland erbracht werden. Die entsprechen-
den EG-Verordnungen sind einzuhalten. Die Leistungser-
bringer müssen über eine Betriebserlaubnis nach § 45 für 
eine Einrichtung im Inland verfügen und die Rechtsvor-
schriften der aufnehmenden Staaten einschließlich des 
Aufenthaltsrechts sind einzuhalten. Für die Erbringung 
der Hilfen sind nur Fachkräfte nach § 72 Absatz 1 (Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter, Fortbildung) zu betrauen. 
Die Eignung der mit der Leistungserbringung zu betrau-
enden Einrichtung oder Person ist an Ort und Stelle zu 
überprüfen. Ebenso soll am Ort der Leistungserbringung 
die Fortschreibung des Hilfeplans unter Beteiligung des 
jungen Menschen erfolgen. 

Hilfen für junge Volljährige
Für die Hilfen für junge Volljährige (§ 41) wurde die bis-
herige Sollvorschrift dahingehend verändert, dass junge 
Volljährige geeignete notwendige Hilfen erhalten, wenn 
ihre Persönlichkeitsentwicklung eine selbstbestimmte, 
eigenverantwortliche und selbstständige Lebensführung 
nicht gewährleistet. Eine Beendigung der Hilfe schließt 
die erneute Gewährung oder Fortsetzung einer Hilfe für 
junge Volljährige nicht aus. In § 41a (Nachbetreuung) 
wird festgelegt, dass junge Volljährige innerhalb eines 
angemessenen Zeitraums nach Beendigung der Hilfe bei 
der Verselbstständigung im notwendigen Umfang beraten 
und unterstützt werden. Dieses wird im Hilfeplan festge-
legt und dokumentiert sowie regelmäßig überprüft. Die 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen hierfür in re-
gelmäßigen Abständen Kontakt zu dem oder der jungen 
Volljährigen aufnehmen.

Erlaubnis für den Betrieb einer Einrichtung und Ein-
richtungsbegriff
Das dritte Kapitel – Andere Aufgaben der Jugendhilfe 
(§§ 42 bis 60) – stellt für die Erlaubnis für den Betrieb 
einer Einrichtung (§ 45) unter anderem fest, dass die Trä-
ger für den Betrieb der Einrichtung eine erforderliche Zu-
verlässigkeit besitzen. Zur Sicherung der Rechte und des 
Wohls von Kindern und Jugendlichen in den Einrichtun-
gen muss ein Konzept zum Schutz vor Gewalt, geeignete 
Verfahren der Selbstvertretung und Beteiligung sowie die 
Möglichkeit der Beschwerde in persönlichen Angelegen-
heiten innerhalb und außerhalb der Einrichtung gewähr-
leistet sein. Die Zuverlässigkeit besitzt ein Träger nicht, 
wenn er in der Vergangenheit nachhaltig gegen die Mit-
wirkung zur Meldepflicht nach den §§ 46, 47 (örtliche 
Prüfung/Meldepflichten) verstoßen hat oder Personen 
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Weiterentwicklung der Kinder- und Jugendhilfe  
»SGB-VIII-Reform: Mitreden –Mitgestalten«
Sehr geehrte Damen und Herren,  
liebe Kolleginnen und Kollegen,

Ausgangssituation
In unserem Rundschreiben 1/2019 haben wir Sie auf 
den aktuellen Prozess im Kontext der Weiterentwick-
lung der Kinder- und Jugendhilfe Mitreden – Mitge-
stalten hingewiesen. 
 Im Rahmen des Prozesses der Arbeitsgruppe wurden 
bisher folgende Themen bearbeitet:
• Wirksamer Kinderschutz und mehr Kooperation
• Unterbringung junger Menschen außerhalb der 

eigenen Familie 

Als Parallelprozess wurde eine wissenschaftliche 
Erhebung zum Thema hochproblematische Kinder-
schutzverläufe: Betroffenen eine Stimme geben in-
itiiert. 

1. Wirksamer Kinderschutz  
und mehr Kooperation  

In der Diskussion zum Thema Kinderschutz und mehr 
Kooperation wurden unter anderem folgende Berei-
che diskutiert:
• Heimaufsicht,
• Kooperation von Kinder-, Jugendhilfe und Ge-

sundheitswesen, 
• Schnittstelle Justiz, 
• Beteiligung, 
• Auslandsmaßnahmen und die Anmerkungen aus 

dem öffentlichen Forum.

Beispielhaft werden wesentliche Punkte aus der 
Diskussion zu diesem Schwerpunkt im Folgenden 
dargestellt. Diese spiegeln nicht die Ergebnisse der 
Arbeitsgruppe, sondern die wesentlichen Diskussions-
stränge wider. 

• Die Weitergabe von Informationen im Kontext 
familienrechtlicher Verfahren muss eine Passung 
zu den schutzbedürftigen Daten der jungen Men-
schen und Familien aufweisen. 

• Auslandsmaßnahmen sind unter der Perspektive 
geeignet und notwendig zu betrachten und nicht 
als letztes »pädagogisches Mittel«.

• Die Definition von »Zuverlässigkeit des Trägers« 
im Kontext der Diskussion zum Thema Heimauf-
sicht ist zu präzisieren und genauer zu fassen.

• Die »Trägerautonomie beim Liquiditätsnachweis« 
ist zu beachten.

• Die Ombudsstellen sind unabhängig und regelhaft 
zu finanzieren. 

• Der Einrichtungsbegriff sollte familienanaloge 
Wohnformen umfassen.

• Grundsätzlich gilt, dass formalisierte Meldever-
fahren im Rahmen des Kinder schutzes die Gefahr 
der Verantwortungsdelegation mit sich bringen.

• Schutzkonzepte für junge Menschen in Gemein-
schaftsunterkünften sind notwendig.

• Überstandardisierungen im Rahmen der Diskus-
sion zum Kinderschutz bringen die Gefahr der 
fehlenden passenden Hilfen mit sich.

• Junge Volljährige sind oft dem Verschiebebahnhof 
zwischen dem SGB VIII und dem SGB XII ausge-
setzt. 

• Der Begriff der Mitwirkungsbereitschaft ist zu 
streichen und hierbei die inklusive Umgestaltung 
der Maßnahmen zu berücksichtigen.

2. Unterbringung außerhalb der eigenen Familie: 
Kindesinteressen wahren – Eltern unterstützen 
– Familien stärken

Im Rahmen der Diskussion wurden folgende Punkte 
• Beteiligung, Beratung und Unterstützung der El-

tern,
• Schutz kindlicher Bindung bei Hilfen außerhalb 

der eigenen Familie, 
• Unterstützung bei Verselbstständigung und Über-

gangsgestaltung  
• Beratung und Unterstützung der Pflegeeltern, 
• Heimerziehung und Inobhutnahmen 
erörtert.

In der Diskussion wurde deutlich, dass aus empiri-
scher Sicht vieles bekannt ist, aber sich die Kennt-
nisnahme von diesen Untersuchungen zum Teil noch 
unzureichend gestaltet. Im Rahmen der Diskussion zu 
Standards im Kontext der Elternarbeit können diese 
der Beziehungsqualität der Arbeit entgegenstehen, 
wenn der Rahmen zu eng gesteckt ist. Die Grenzen 
der Elternarbeit bei fehlenden Möglichkeiten der 
leiblichen Bezugsperson müssen Berücksichtigung 
finden. Die geteilte Zuständigkeit – insbesondere 
bei behinderten Kindern – sollte abgebaut werden, 
damit eine Nachbetreuung auch mit längerfristiger 
Perspektive erfolgen kann. Die Rückführung ist nicht 
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entgegen eines behördlichen Beschäftigungsverbots nach 
§ 48 beschäftigt. Es ist nachzuweisen, dass den Grundsät-
zen nach einer ordnungsgemäßen Buch- und Aktenfüh-
rung entsprochen wird und eine mindestens dreijährige 
Aufbewahrung der Aufzeichnung sichergestellt ist. 

Eine breite Diskussion nahm der Einrichtungsbegriff 
(§  45a) ein. Demnach ist eine Einrichtung eine auf ge-
wisse Dauer angelegte förmliche Verbindung ortsgebun-
dener, räumlicher, personeller und sachlicher Mittel mit 
dem Zweck der ganztägigen oder über einen Teil des Tages 
erforderlichen Unterkunftsgewährung sowie Betreuung, 
Beaufsichtigung, Erziehung, Bildung, Ausbildung von Kin-
dern und Jugendlichen außerhalb ihrer Familien. Fami-
lienähnliche Betreuungsformen der Unterbringung, bei 
denen der Bestand der Verbindung nicht unabhängig von 
bestimmten Kindern und Jugendlichen, den dort tätigen 
Personen und der Zuordnung bestimmter Kinder und Ju-
gendlicher zu bestimmten dort tätigen Personen ist, sind 
nur dann Einrichtungen, wenn sie fachlich und organi-
satorisch in eine betriebserlaubnispflichtige Einrichtung 
eingebunden sind. Eine fachliche und organisatorische 
Einbindung der familienähnlichen Betreuungsformen liegt 
insbesondere vor, wenn die betriebserlaubnispflichtige 
Einrichtung das Konzept, die fachliche Steuerung der Hil-
fen, die Qualitätssicherung, die Auswahl, Überwachung, 
Weiterbildung und Vertretung des Personals sowie die 
Außenvertretung gewährleistet. Landesrecht kann regeln, 
unter welchen Voraussetzungen auch familienähnliche 
Betreuungsformen Einrichtungen sind, die nicht fachlich 
und organisatorisch in eine betriebserlaubnispflichtige 
Einrichtung eingebunden sind. Diese Regelungen öffnen 
die Tür für einen Flickenteppich im Kontext der famili-
enanalogen Hilfen. Wie vollzieht sich gerade unter den 
Aspekten der Sicherung des Kindeswohls, der Beteili-
gung und der Stärkung der Selbstvertretungskräfte die 
Ausgestaltung in der Praxis unter den Vorzeichen des 
Einrichtungsbegriffes?

Mitwirkung in Verfahren vor den Familiengerichten
Die Mitwirkung im Verfahren vor den Familiengerichten 
(§50) wurde intensiv im Vorfeld diskutiert. Es erfolgten 
laufend Veränderungen und abschließend wird nun ge-
regelt, dass im Verfahren nach den §§ 1631b und 1632 
Absatz 4, dem § 1666, 1666a und § 1632 des BGB sowie 
im Verfahren, die die Abänderung, Verlängerung oder Auf-
hebung von nach diesen Vorschriften getroffenen Maß-
nahmen betreffen, das Jugendamt den Familiengerichten 
den Hilfeplan nach § 36 Absatz 2 Satz 2 vorlegt. Neu 
ist, dass dieses Dokument ausschließlich das Ergebnis der 
Bedarfsfeststellung, die vereinbarte Art der Hilfegewäh-
rung einschließlich der hiervon umfassten Leistung sowie 
das Ergebnis etwaiger Überprüfung dieser Feststellungen 
enthält. In anderen die Person des Kindes betreffenden 
Kindschaftssachen legt das Jugendamt den Hilfeplan auf 
Anforderung des Familiengerichts vor. Diese Regelung 
wird in der Praxis dazu führen, dass Unklarheit darüber 
besteht, welche Dokumente genau in den einzelnen Hil-

fesituationen angefertigt werden. Damit wird eine Paral-
lelstruktur geschaffen, die ebenfalls mit ihren Auswir-
kungen evaluiert werden muss. 

Die Vereinbarung über Kostenübernahme und Quali-
tätsentwicklung bei ambulanten Hilfen
Die Vereinbarung über Kostenübernahme und Qualitäts-
entwicklung bei ambulanten Hilfen (§ 77) legt fest, dass 
Vereinbarungen über die Höhe der Kosten der Inanspruch-
nahme, über Inhalt, Umfang und Qualität der Leistungen, 
über Grundsätze und Maßstäbe für die Bewertung der 
Qualität der Leistung und über geeignete Maßnahmen zu 
ihrer Gewährleistung zwischen der öffentlichen und der 
freien Jugendhilfe anzustreben sind. In der Praxis wird 
sicher diskutiert werden, was in diesem Zusammenhang 
»anzustreben« bedeutet.

Jugendhilfeplanung
Die Jugendhilfeplanung (§ 80) bezieht ebenfalls die inklu-
siven Hilfen ein, da die Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
im Rahmen ihrer Planungsverantwortung auch festzustel-
len haben, ob ein inklusives und aufeinander abgestimm-
tes Angebot von Jugendhilfeleistungen gewährleistet ist. 
Junge Menschen mit Behinderungen oder von Behinde-
rung bedrohte junge Menschen können mit jungen Men-
schen ohne Behinderung gemeinsam unter Berücksichti-
gung spezifischer Bedarfslagen gefördert werden.   

Kostenheranziehung
Im Kontext der Kostenheranziehung werden im § 92 (Aus-
gestaltung) und § 94 (Umfang) unter anderem festgelegt, 
dass bei vollstationären Leistungen junge Menschen und 
Leistungsberechtigte 25 Prozent ihres Einkommens als 
Kostenbeitrag einzusetzen haben. Unberücksichtigt blei-
ben Schülerjobs, Praktika, Ferienjobs, ehrenamtliche Tä-
tigkeiten oder 150 Euro monatlich als Teil ihrer Ausbil-
dungsvergütung. 

Gesetz zur Kooperation und Information zum Kinder-
schutz
Im Kontext des Gesetzes zur Kooperation und die Ände-
rungen des KKG betreffen unter anderem den Bereich, 
dass das Netzwerk Leistungserbringer, mit denen Verträge 
nach §125 des SGB IX bestehen, einzubeziehen sind (Trä-
ger der Eingliederungshilfe). Wenn nach Einschätzung der 
in Absatz 1 genannten Berufsfelder eine dringende Gefahr 
für das Wohl des Kindes oder des Jugendlichen das Tätig-
werden des Jugendamtes erfordert, müssen diese unver-
züglich das Jugendamt informieren. Ein Landesrecht kann 
die Befugnis zu einem fallbezogenen interkollegialen Aus-
tausch von Ärztinnen und Ärzten regeln. Hier stellt sich 
ebenfalls die Frage, zu welchen Auswirkungen es hierbei 
in der Praxis kommt.

Herausgabe des Kindes; Bestimmung des Umgangs; 
Verbleibensanordnung bei Familienpflege
Die Änderungen im BGB (§ 1632 Absatz 4) beziehen sich 
darauf, dass das Familiengericht von Amts wegen oder auf 
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Ausgangssituation
In unserem Rundschreiben 1/2019 haben wir Sie auf 
den aktuellen Prozess im Kontext der Weiterentwick-
lung der Kinder- und Jugendhilfe Mitreden – Mitge-
stalten hingewiesen. 
 Im Rahmen des Prozesses der Arbeitsgruppe wurden 
bisher folgende Themen bearbeitet:
• Wirksamer Kinderschutz und mehr Kooperation
• Unterbringung junger Menschen außerhalb der 

eigenen Familie 

Als Parallelprozess wurde eine wissenschaftliche 
Erhebung zum Thema hochproblematische Kinder-
schutzverläufe: Betroffenen eine Stimme geben in-
itiiert. 

1. Wirksamer Kinderschutz  
und mehr Kooperation  

In der Diskussion zum Thema Kinderschutz und mehr 
Kooperation wurden unter anderem folgende Berei-
che diskutiert:
• Heimaufsicht,
• Kooperation von Kinder-, Jugendhilfe und Ge-

sundheitswesen, 
• Schnittstelle Justiz, 
• Beteiligung, 
• Auslandsmaßnahmen und die Anmerkungen aus 

dem öffentlichen Forum.

Beispielhaft werden wesentliche Punkte aus der 
Diskussion zu diesem Schwerpunkt im Folgenden 
dargestellt. Diese spiegeln nicht die Ergebnisse der 
Arbeitsgruppe, sondern die wesentlichen Diskussions-
stränge wider. 
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zu den schutzbedürftigen Daten der jungen Men-
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geeignet und notwendig zu betrachten und nicht 
als letztes »pädagogisches Mittel«.
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im Kontext der Diskussion zum Thema Heimauf-
sicht ist zu präzisieren und genauer zu fassen.

• Die »Trägerautonomie beim Liquiditätsnachweis« 
ist zu beachten.

• Die Ombudsstellen sind unabhängig und regelhaft 
zu finanzieren. 

• Der Einrichtungsbegriff sollte familienanaloge 
Wohnformen umfassen.

• Grundsätzlich gilt, dass formalisierte Meldever-
fahren im Rahmen des Kinder schutzes die Gefahr 
der Verantwortungsdelegation mit sich bringen.

• Schutzkonzepte für junge Menschen in Gemein-
schaftsunterkünften sind notwendig.

• Überstandardisierungen im Rahmen der Diskus-
sion zum Kinderschutz bringen die Gefahr der 
fehlenden passenden Hilfen mit sich.

• Junge Volljährige sind oft dem Verschiebebahnhof 
zwischen dem SGB VIII und dem SGB XII ausge-
setzt. 

• Der Begriff der Mitwirkungsbereitschaft ist zu 
streichen und hierbei die inklusive Umgestaltung 
der Maßnahmen zu berücksichtigen.

2. Unterbringung außerhalb der eigenen Familie: 
Kindesinteressen wahren – Eltern unterstützen 
– Familien stärken

Im Rahmen der Diskussion wurden folgende Punkte 
• Beteiligung, Beratung und Unterstützung der El-

tern,
• Schutz kindlicher Bindung bei Hilfen außerhalb 

der eigenen Familie, 
• Unterstützung bei Verselbstständigung und Über-

gangsgestaltung  
• Beratung und Unterstützung der Pflegeeltern, 
• Heimerziehung und Inobhutnahmen 
erörtert.

In der Diskussion wurde deutlich, dass aus empiri-
scher Sicht vieles bekannt ist, aber sich die Kennt-
nisnahme von diesen Untersuchungen zum Teil noch 
unzureichend gestaltet. Im Rahmen der Diskussion zu 
Standards im Kontext der Elternarbeit können diese 
der Beziehungsqualität der Arbeit entgegenstehen, 
wenn der Rahmen zu eng gesteckt ist. Die Grenzen 
der Elternarbeit bei fehlenden Möglichkeiten der 
leiblichen Bezugsperson müssen Berücksichtigung 
finden. Die geteilte Zuständigkeit – insbesondere 
bei behinderten Kindern – sollte abgebaut werden, 
damit eine Nachbetreuung auch mit längerfristiger 
Perspektive erfolgen kann. Die Rückführung ist nicht 
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Antrag der Pflegeperson zusätzlich anordnen kann, dass 
der Verbleib bei der Pflegeperson auf Dauer ist, wenn sich 
innerhalb eines im Hinblick auf die Entwicklung des Kin-
des vertretbaren Zeitraums trotz Angebot oder geeigneter 
Beratungsunterstützungsmaßnahmen die Erziehungs-
verhältnisse bei den Eltern nicht nachhaltig verbessert 
haben oder eine derartige Verbesserung mit hoher Wahr-
scheinlichkeit auch zukünftig nicht zu erwarten ist. Die 
Anordnung muss zum Wohl des Kindes erforderlich sein. 
Im § 1696 wird der Absatz 3 eingefügt, der regelt, dass 
die Anordnung nach § 1632 Absatz 4 auf Antrag der El-
tern aufzuheben ist, wenn die Wegnahme des Kindes von 
der Pflegeperson das Kindeswohl nicht gefährdet. Welche 
Kriterien gelten für die Entscheidung?

3. Fazit

Die Gesetzesreform greift wesentliche in dem Dialogpro-
zess Mitreden – Mitgestalten genannten Gesichtspunk-
te auf. Es konnten Änderungen unter anderem im §  19 
(Gemeinsame Wohnformen) für Mütter/Väter und Kinder 
gegenüber dem Gesetzentwurf erreicht werden. Einen 
wesentlichen Beitrag hierzu haben auch die Bundesfach-
verbände für Erziehungshilfen gemeinsam mit den öffent-
lichen Trägern, Verbänden, Organisationen, der Wissen-
schaft, der Politik und Zusammenschlüssen geleistet. Der 
umfassende fachliche Diskurs und die flexible Meinungs-
bildung zeichnen diesen Prozess aus. 

Durch unser gemeinsames Modellprojekt Inklusion Jetzt! 
wird das Thema Inklusion in der Praxis weiter vorange-
bracht. Die grundlegenden Linien für Careleaverinnen und 
Careleaver im Kontext der Übergänge und Nachbetreuung, 
der Stärkung der Eltern, der Selbstvertretung, der Beibe-
haltung des individuellen Rechtsanspruchs sind Beispiele 
dafür, dass die Änderungen eine grundsätzlich andere Li-
nie verfolgen als der in der vergangenen Legislaturperiode 
beratene Entwurf. Das Wunsch- und Wahlrecht gehört 
mit seiner Stärkung ebenso dazu wie die Rolle des Hilfe-
plans und die Veränderung für psychisch kranke Eltern mit 
den niedrigschwelligen Hilfen und der Qualitätssicherung. 
Der Einstieg in die Inklusion ist sicherlich zögerlich und 
die unterschiedlichen Möglichkeiten für Landesrechtsre-
gelungen, zum Beispiel im Kontext der familienanalogen 
Hilfen und des Einrichtungsbegriffes, werden zu einer Un-
einheitlichkeit im SGB VIII führen. 

Aufgabe ist es nun, dass die jungen Menschen, Familien 
und Mitarbeitenden in der Kinder- und Jugendhilfe diese 
Regelungen mit Leben zu füllen, um die grundlegenden 
Linien des Kinderschutzes, der Beteiligung, der Inklusion, 
der Stärkung der Selbstvertretung und Berücksichtigung 
von Diversität umzusetzen. Das Aufzeigen von Lücken und 
Regelungsbedarfen gehört ebenso hierzu wie die Evalua-
tion der Änderungen. 

Es bleibt die Notwendigkeit, die Einheitlichkeit der Hilfen 
für die jungen Menschen zu festigen, damit das Recht auf 
Förderung der Entwicklung und auf Erziehung zu einer ei-
genverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Persön-
lichkeit tatsächlich und stetig gestärkt wird. 

Hannover, 29. April 2021

Dr. Björn Hagen
Geschäftsführer


